
136 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates: (V. G.P. ). 

Bericht 
des Ausschusses für soziale, Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (111 der, Bei~ Damit soll aher nicht der Anschein erweckt 
lagen): Bundesgesetz über die Errichtung- werden, daß eine paruamentarische Körperschaft 

eines Invalidenfürsorgebeirates. ,das Recht in Anspruch nimmt,enogegen den 
Die Betreuung der Kriegsoplfer, das 'Sind di,e demokratischen Grundprinzipien,ei,ner frei g'e­

Kriegsinvaliden und di,e Kr~egshinter1b1iebenen, wlDhlt'en. und .von -der Behör,de auf Grund der 
muß auch heute, wi,e nach .dem ersten Wei1t:krieg, bestehenden Ver,einsgJeJset2;gehung ,genehmigten 
als eine der vortdrinlgI.ichsten Aulfgaiben bez-eich- - o'l'g,anisation, wie sie der Kriegsopferverhand 
net 'Wercl~n. Die IErlfüUung dieses Aufga:ben- darstcllt, Vorschriften zu. machen und deren 
kreises oblag nach .dem 'ersten Weltkrieg der ,freie Entschlußmögtlichkeit ,einzuengen. Dies 
Invalidenfiürsol'gekommission, die auf die ge- kann auch UJl11S0 wen~ger als Absicht <iusgelegl\: 
setz'liche Ges,OMtung der erlfol1derlichen fürsorge- werden, als sc.hon in den :Erläuterung-eIl, zur 
maßnahmen beratend und 'bestimmend Einfluß Regj,erung'SVoruage hervorg,eh~iben wird, daß die 
nehmen konnte. Die diesbezügliche . Vollzugs- Festsetzung der· Zah~ der V,ertr,eter des Kriegs­
anweisung .aus dem Ja:hl1eI1919, St. G. BI. Nr. 591, -opfervel1bandes -deshalb mit zwölferfO'lgt ist, 
ist derzeit noch in Knft, entspricht jedoch den um es dieser Organisa'tion -zu ermöglic.h,en, jedes 
heutigen geänderten Verhältnissen nicht mehr. eiIli2;e1ne Bundesland . !bei der Bestellung dei 
Dies ist -der Grund, ·daß sich das Ministerium Mitglieder If.ür diese Körpe'rschaftzu berück-
für soziale Verwaltung veranlaßt sah, ein neues sichti.gen. • 
Gesetz vorzuschla.gen, das den heutigen An- Der Ausschuß für sozialeV,erwaltung beschloß 
for:derungen gerecht wird. tiber Antrag des Abgeor-dnet,en Dr. M arg a-

Der .Ausschuß ,für soziale Verwaltung hat sich re t h ,a, den § 3 :durch einen neuen Abs·atz (4) 
in seiner Sitzung am 18. Juni 1946 mit dieser zu ergänze.ri, wonach ,die Funktionsdauer der 
Vorlage eingehend beschäftigt und iihr - mit Mitglvedschaft im Invahdenfürsorge:beirat mit 
einer Abänderung - zugestimmt. drei JaJhren begrenzt wir,d. Der Möglichkeit 

Die wichtigsoe Besümmung des Gesetzes ist einer W-iederberufung von Mitgliedern, deren 
die, daß im Wege des Beil1ates die Vertreter Funktionsdauer durch diese Bestimmung er­
der Kriegsinv,ailidenund Kriegshint-erbliebenen Loschen ist, steht /Selbstverständlich nichts im 
aoU!f ailLe Maßnahmen - insbesondere jene der Wege. 
Geset~ge:bung -, die die grundsätzlichen Fragen Durch ,das Gesetz willd .zweifellos ein Forum 
der Fürsorge für die Krilelgsopfer betreffen, Ei:n- geschaffen, das Idazu heitngen wird, ,die Vor­
fluß nehmen können. Bei ,dem Umstand, daß arbeiten für die g,esetzEche Regdung des Ent­
heute ,em einziger, einheidieher Kriegsopferver- schäd~gungswesens in' Angriff zu nehmen, um 
band !beslieht (im Gegensatz zu 'seinerzeit, wo diesen Opf,ern ,des sinnlos~n Hitlerkrieg,es 
diese lnt,eressentenvertretung parteimäßig ge- raschest Hi.1fe angedeilhen lassen zu können. 
bunden war), er,achtet es ,der Ausschuß für soziale Menschen, die ihre Gesundheit und Arbeits­
Vel'waltung 'für notwend~g, jedem Bundesland fähigkeit l<!Juf ,der einen Seite, den Ernähr-er und 
das Vertretungsrecht 2m sichern. Dies soH in der El'haIt.er auf der ,ander,en Seite zu opfern ge­
Weise geschehen, daß die gemäß § 6 vorgesehene, z'wungen wurden, Ihaben wahrlich ,das Recht zu 
vom Bundesminister .für soziale Verwaltung zu verlangen, .daß sie der materieLlen Sorgen ent­
erlassende Gesc.hälftsordnung eine Bestimmung hdben werden. Der El1flÜllung ,dieser Forderung 
enthält, wonach in Iden In'VaEdenf,ürsorgebeirat,· sOlLI ,dieses Gesetz auch dienen. . 
dessen Zusammensoetzurrg der § 3 best~mmt, auf Oer Ausschuß für' soziale Verwaltung hat ein­
jeden ,Fa'll je -ein Vertret,er der Kriegsopfer- stimmig beschlossen, ,dem Nationalrat den A n­
organisationen der Länder entsendet wer.den trag zu untel1b1"le~ten,dem angeschlossenen 
muß. Die Erfrü.11ung dieses Wunsches hat der Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
Herr Bundesminist,er frür soziale Verw1altung zu- mung ert-eilen zu wollen. 
gesagt. 

Rudolf Mardtncr, 
Berichterstatter. 

Erwin Altenburger, 
Obmannstellvertreter • 

.;. . 
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Bundesgesetz vom 1946 über 
Errichtung eines Invalidenfürsorge-

I beirates. 
die 

Der Nationalrat hat 'beschlossen.: 

§ 1. (Lm Interesse einer einheitlichen und allen 
Bedünfnissen entsprechenden Führung der staat­
lichen Fürsorge für Kriegsinvalid,e und Kriegs­
hinterlblielbene sowie zur raschen Herstellung 
des Einvernehmens mit den sachlich beteiligten 
Bundesministerien wird im Bundesministerium 
für sO'ziale Verwaltung ein In val~denfürsorge­
beirat errichtet. 

§ 2. Dergutächtlichen Beratung des Invaliden­
fürsO'rgeibeirates unterliegen alLe grundsätzlichen 
Fragen ,der Fürsorge für Kriegsinvalide und 
Kriegshinterlbliebene, inshesO'Illdere die Ange­
legenheiten der Gesetzgebung auf diesem Ge­
biete. 

§ 3. (1) Der Invalidenfürsorgebeirat besteht , 
aus: 

. a). dem VO'rsitzenden;' 
h) j:e einem Vertreter der beteiligten' Bundes­

ministerien; 
c )zwölif Vertretern der O'rganisierten Kriegs­

invaliden un,d Kriegshinterlbliebenen; 
d) einem Vertret,er der Kammern für Handel, 

Gewel'lhe, Industrie, Geld- und Kredit­
'wesen, einem Vertreter der Landwirt­
schaftskammern und zwei Vertretern der 
Kammern für Aribeiter und Angestellte. 

(2) Den VO'rsitz führt der Bundesminister für 
soziale Verwaltung O'der ein .vO'n ihm hiefür be­
s tellter Vertreter. 

(3) Der Vorsitzende istlberechtigt, Fachleute 
mit !beratender Stimme lbeizuz:iehen. 

(4) . Die Funktionsdauer . der Mitglieder des 
Inv.alidenlfürsorgebeirates '1beträgt dI'ei J@re. 

§ 4. (1) Die Vertreter der Kammern und die 
Vertreter der O'rganisierten Kriegsinvaliden und 
Kriegsihinterlbliebenen sowie die erfO'rderlichen 
Ersatzmänner weI'den v,O'm Bundesminister für 

soziale Verwaltung auf GrlUndder von den 
Kammern ullid den O'rganisierten Kriegsinvaliden 
und Krieg5ihinterlbliebenen erstatteten y orschläge 
berufen. Zur Erstattung von Vorschlägen sind 
nur diejenigen Vereinigungen von Kriegsinvali­
den und Kriegshinterbliebenen berechtigt, die 
nach den von der Vereinsbehörde genehmigten' 
Satzungen für das ganze Bundesgebiet gebildet 
sind und die Förderung ,derwirtschaftlid1eri, SO'­
zialen und kulturellen Interessen dieses Per­
sonenkreises bezwecken. 

(2) Bestehen nebeneinander mehrere Ver~ini­
gungen, auf die diese Voraussetzungen zutreffen, 
so ist für die Auheilung des VO'rschlagsrechtes 
das zwischen' ihnen erzielte übereinkommen 
maßgebend. Kommt eine Verein'barung über das 
V orschlagsrecht nicht zustande, sO' entscheidet 
hieruber der ,Bundesminister tfür sO'ziale Verwal­
tung unter Bedachtnahme auf das Ergebnis eines 
nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes 
durchzufülhrenden Ermittlungsvertfahrens, durch 
das die Mitgliederstärke ,der in Betracht kom­
menden V.ereinigungen festzustellen ist. Die 
näheren Bestimmungen hierü'ber bleiben der 
Verordnung Ülberlassen. . 

§ 5. Die Mitgliedschaft im Invalidenfürsorge­
beirat ist dn unbesoldetes Ehrenamt. Den Mit­
gliedern [§ 3, Aibs. (1), lit. c und d] gebührt der 
Ersatz der notwendigen Reiseauslagen. . 

§ 6. Die Geschäftsordnung des Invalidenfür­
sorgebeirates wil'd durch VeroI1dnung erlassen. 

§ 7. Die Voll'Zugsanweisurug des Staatsamtes 
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
den beteiligten Staatsämtern vom 20. Dezem­
her 1919, St. G . .BI. Nr. 591, betreffend die Er­
richtung einer ständigen Inval!idenfürsorgekom­
mission im Staatsamt ,für soz·iale Verwaltung, 
tritt außer Kraft. 

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist ,das Bundesministerium für sO'ziale 
Verwaltung im Einvernehmen mit den beteilig­
ten Bundesministerien betraut. 
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